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Sieben Prozent müssen dauerhaft sein - Mehrwertsteuer  
auf Gas und Fernwärme senken, Energiepreiserhöhung 
stoppen

I. Der Landtag stellt fest, dass
1. die hohen Energiepreise infolge der verfehlten Energiewende und 

der Sanktionspolitik gegenüber Russland zu einer enormen Be-
lastung der Verbraucher führen und Unternehmen in Thüringen 
weitere Kosten aufbürden;

2. die zeitweise Senkung der Mehrwertsteuer auf Gas und Fernwär-
me im Oktober 2022 von 19 auf sieben Prozent zumindest eine 
geringfügige Entlastung für Verbraucher und Unternehmen be-
wirkt hatte;

3. Verbraucher und Unternehmen trotz der Mehrwertsteuersenkung 
auf Gas und Fernwärme besonders in den Winterheizsaisons wei-
teren Belastungen durch hohe Preise ausgesetzt waren und wie-
der sein werden;

4. die von der Bundesregierung geplante und seit dem 1. April 2024 
geltende Wiederanhebung der Mehrwertsteuer auf Gas und Fern-
wärme von sieben auf 19 Prozent aufgrund der hohen Energieprei-
se das Potenzial hat, zur Verarmung weiter Bevölkerungsteile und 
Zerstörung vieler Wirtschaftsbetriebe in Thüringen beizutragen;

5. die dauerhafte Senkung des Mehrwertsteuersatzes auf den ermä-
ßigten Wert von sieben Prozent auf Gas und Fernwärme zur Ver-
hinderung weiterer Belastungen der Bevölkerung und der Wirt-
schaft daher dringend geboten ist;

6. die dauerhafte Senkung des Mehrwertsteuersatzes auf den er-
mäßigten Wert von sieben Prozent auf Gas und Fernwärme nur 
ein erster Schritt hin zu einer langfristigen und umfassenden Ent-
lastung der Verbraucher und Unternehmen in Thüringen sein 
kann und darüber hinaus weitere Entlastungen dringend erfor-
derlich sind.

II. Der Landtag fordert die Landesregierung auf, sich auf Bundesebene, 
insbesondere im Bundesrat und in der Finanzministerkonferenz, für 
die dauerhafte Senkung des Mehrwertsteuersatzes auf den ermäßig-
ten Wert von sieben Prozent auf Gas und Fernwärme einzusetzen.

III. Der Landtag fordert die Landesregierung auf, sich auf Bundesebe-
ne für die
1. dauerhafte Absenkung des üblichen Mehrwertsteuersatzes von 

derzeit 19 Prozent auf den EU-Mindeststeuersatz von 15 Prozent;
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2. dauerhafte Absenkung des Mehrwertsteuersatzes für alle ande-

ren Energie-, Brenn-, Heiz- und Kraftstoffe auf den ermäßigten 
Steuersatz von sieben Prozent;

3. Abschaffung der CO2-Bepreisung;
4. Aussetzung der Energiesteuer sowie
5. Aussetzung der Stromsteuer 
einzusetzen.

Begründung:

Als Reaktion auf den starken Anstieg der Energiepreise hat der Bund mit 
dem Gesetz zur temporären Senkung des Umsatzsteuersatzes auf Gas-
lieferungen über das Erdgasnetz die Mehrwertsteuer auf Gas und Fern-
wärme seit dem 1. Oktober 2022 und befristet bis Ende März 2024 von 
19 auf sieben Prozent reduziert. Dabei sind die Energiepreise nach wie 
vor hoch. Die nächste Winterheizsaison kommt. Unternehmen wandern 
zunehmend aufgrund der hohen Energiepreise ab. Die Erhöhung der 
Steuer birgt für zahllose Menschen ein Armutsrisiko und fördert Pleitewel-
len in der Wirtschaft. Statt einer weiteren Belastung der Verbraucher ist 
eine dauerhafte Entlastung für Verbraucher und Unternehmen gefordert.

Für die Fraktion:
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